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Auskünfte durch deutsche Banken für das Finanzamt  

– das Kontenabrufersuchen der Finanzämter! 

 
 
 
1. Die Finanzbehörden haben die Steuern nach Maßgabe der Gesetze gleichmäßig festzu-

setzen und zu erheben. Zum  Ende der 1980er Jahre setzte in Anbetracht damals feh-
lender Kontrollmöglichkeiten der Finanzbehörden in Bezug auf Vollständigkeit der in der 
Steuererklärung angegebenen Einkünfte aus Kapitalvermögen eine Diskussion über die 
unzureichenden Überprüfungsbefugnisse der Finanzverwaltung ein. Insbesondere wur-
de geltend gemacht, dass die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben zu den Ein-
künften aus Kapitalvermögen der Kontrolle der Finanzämter entzogen sei. Die Einkom-
mensteuer auf die Einkünfte aus Kapitalvermögen sei zu einer „Dummensteuer“ mutiert, 
da nur noch eine Minderheit der Steuerpflichtigen die Einkünfte aus Kapitalvermögen 
wahrheitsgemäß erklärte. 
 
Dieser Argumentation schloss sich das Bundesverfassungsgericht in seiner als Zinsurteil 
bekannt gewordenen Entscheidung an: 

 
Hängt die Festsetzung einer Steuer von der Erklärung des Steuerschuldners 
ab, werden erhöhte Anforderungen an die Steuerehrlichkeit des Steuerpflichti-
gen gestellt. Der Gesetzgeber muss die Steuerehrlichkeit deshalb durch hin-
reichende, die steuerliche Belastungsgleichheit gewährleistende Kontrollmög-
lichkeiten abstützen. Im Veranlagungsverfahren bedarf das Deklarationsprin-
zip der Ergänzung durch das Verifikationsprinzip. 
 

2. Infolge dieser Entscheidung wurden mit Wirkung ab dem 01. April 2005 die Ermittlungs-
möglichkeiten der Finanzbehörden hinsichtlich der Kapitaleinkünfte erweitert. 
 

3. Kreditinstitute in Deutschland sind verpflichtet eine Datei zu führen, in der die Konto-
stammdaten ihrer Kunden gespeichert sind. In gesetzlich geregelten Fällen darf die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht seit April 2003 bei Erfüllung ihrer Auf-
gaben, insbesondere für strafrechtliche Zwecke, auf diese Datei zugreifen sowie Aus-
kunft über Kontostammdaten eines in Deutschland geführten Bankkontos an andere Be-
hörden erteilen. 

 


